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Bechtssatz: Ein Notwegrecht auf Zufahrt mit Kraftfahr­
zeugen zu einem Alpengasthof, der 1r8 taa 
von der öffentlichen Straße im Berggelände 
l ie g t ,  unter Benutzung der sohwachausgebau- 
ten Privatstraße des duldungspflichtigen 
Nachbarn erstreokt sich nioht auf die Zufahrt 
von Gästen«
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IJBLJZi'»
Verkündet 

am 16, April 1958 
Symalla, Ju s tizobersekretär 

als Urkundsbeamter der Geschäfts­
s te lle

Im  K a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des F reistaats B a y e r  n , gesetzlich vertreten durch 
die Finanzm ittelstelle München des Bandes Bayern,
München 62, Prinzregentenplatz 16,

Klägers, Berufungsbeklagten und 
Bevisioneklägers,

-  Prozeßbevollraächtigter* Rechtsanwalt

gegen
isthofbesitzerin  Sophia K

Kr. d ,
Beklagte, Berufungsklägerin und 
Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der V, Zivilsenat des Bundesgerichteahofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 16. April 1958 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Br. lasche und der Bundesrichter 
Br. Hückinghaus, Schuster, Br. Rothe und Br, Freitag

für Recht erkannt:

1, Auf die Revision wird das U rteil des 
1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts München 
vom 29* März 1956, den Parteien an Verkündungs- 
S ta tt zugestellt am 10, April 1956, zu Kr. I 
bis I I I  aufgehoben«

2, Auf die Berufung der Beklagten wird 
unter Zurückweisung des Rechtsmittels im übrigen 
das U rteil der 2. Zivilkammer des Landgerichts

«* ,



München II  vom 24. November 1954, an Verkün- 
dungs Statt zugestellt dem.Kläger am 4*, der 
Beklagten am 8. Dezember 1954, dahin abgeän­
dert und neu gefaßt, daß es zu Nr* I und I I  
la u te t:

WI . Es wird festg este llt, daß der Kläger 
berechtigt i s t ,  die Benutzung der 
polieeieigenen Zufahrtsstraße (Bl«Nr. 
1715 1/3 der Steuergemeinde Niederau­
dorf) für sämtliche Kraftfahrzeuge mit 
Ausnahme der Kraftfahrzeuge der Beklag­
ten und ih rer Lieferanten zu sperren.

II« Die Beklagte hat den Vermerk 1 Auto Zu­
fahrt» auf ihren an der Abzweigung 
der polizeieigenen Zufahrtsstraße von 
der Queralpenstraße stehenden Reklame­
schildern umgehend zu entfernen . n

3« Die Beklagte hat an den Kläger für die 
Benutzung der oben zu 2 I bezeiohneten Zufahrts­
straße durch Kraftfahrzeuge der Beklagten und 
ih re r Lieferanten eine jährlich im voraus zu be­
zahlende Notwegrente zu entrichten«

4» Die Entscheidung Über die Kosten der 
Revision wird dem Berufungsgericht übertragen.
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Tatbestand:

Das Deutsche Reich (Polizeiverwaltung) hat zur Er­
richtung einer Polizeiskischule auf dem SflHHHP bei 
B H B H H H I durch notariellen  Kaufvertrag vom 13« Januar 
1938 aus dem Gelände der, spgen. Graf enherbergalpe, einer 
großen Almweide (PI»Nr« 1713 der Steuergemeinde 

■ ■ H P ), die damals sieben Bauern als Miteigentum gehör­
te , einen Bauplatz, einen 1,8 km langen und 4 m breiten 
Geländestreifen mit Ausweichstellen als Zufahrtsstraße 
(Flurstück 1713 l/3) mit einem Platz fü r ein Pumpenhaus, 
ein Flurstück für einen Wasserspeicher und ein Flurstück 
für die Quellfassung erworben« Im Kaufvertrag (Abschnitt 
VIII) wurde den Verkäufern der «entsprechend dem gegenwärtig 
gen Umfang des Almbetriebes11 notwendige und angemessene 
Wasserbezug aus der Waseerversorgungsanlage gestattet«  In
Abschnitt I I  Nr. 2 und 3 i s t  bestimmt: ”2) ........Zu den
Kosten der Unterhaltung der Straße werden die Verkäufer 
vom Deutschen Reich nicht herangezogen. 3) Die Verkäufer 
und ihre Eigentumsnachfolger dürfen die neue Straße mit­
benutzen, jedoch nur für almwirtschaftliohe Zwecke.”

Die Polizeiskiscbule i s t  jetzt im B esitz des Klägers 
und wird als Dehrabteilung der Bayerischen Polizeischule 
verwendet.

Mit notariellem Almgrundteilungsvertrag vom 28»Mai 
1948 haben die Miteigentümer der Graf enherbergalpe den 
Gemeinschaftsbesitz in der Weise auseinandergesetzt, daß 
jeder Almbesitzer eine Almweide im Ausmaß von 63 Tagwerk 
zu Alleineigentum e rh ie lt. Mit notariellem Kaufvertrag vom 
2. August 1930 (UR Nr. 1724 des Notars Br. S P H H P , RflHl 

■Pfc) veräußerte die zu den anteilsbereohtigten Almbe­
sitzern  gehörende Bauerswitwe Gertraud S c H H H H H I  aus 

ih r Grundstück Nr. £02» beschrieben als "Hütte, Alm-
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Wirtschaft Haus N r.flP ^ 21 S ta ll, Schupfe
und Hofraum zu 0,0873 ha", an die Beklagte« Die Beklagte, 
die das Grundstück 3chon s e it  1949 gepachtet hatte, nach­
dem se it  1948 dafür eine Schankkonzession e r te i l t  war, 
betre ib t darauf eine Almgastwirtscbaft. Anstelle der 
ehemaligen Stallung enthält die Hütte heute Beherbergungs­
räume .

Mit der am 11. Mai 1934 zugestellten Klage beantragte 
der Kläger die Feststellung, daß er berechtigt se i, 1« der 
geklagten den über den im notariellen Kaufvertrag vom 
13« Januar 1938 zugesicherten Vasserverbrauch hinausgehen­
den Wasserbezug zu sperren, 2. die Benutzung der polizei­
eigenen Zufahrtstraße fü r sämtliche Kraftfahrzeuge der Be­
klagten, ih re r Angehörigen, Lieferanten und Gäste zu sper­
ren. Ferner beantragte er, die Beklagte zur Entfernung des 
Vermerks "Autozufahrt” auf ihren Reklameschildern an der 
Abzweigung dieser Straße von der Queralpenstraße zu verur­
te ilen .

Zur Begründung dieser Anträge i s t  ausgeführt: Der Was­
serverbrauch der Beklagten se i nach dem Ausbau zu einer 
Berggaststätte wesentlich höher als zur Zeit des Vertrags­
abschlusses. Der Wirtschaftsbetrieb der Beklagten habe 
auch zu einem ständig zunehmenden Kraft fahrverkehr geführt, 
der fü r die einfach gebaute polizeieigene Straße untrag­
bar eei. Hach dem Vertrag stehe der Beklagten die Wegbe­
nutzung nur fü r almwirtschaftliche Zwecke zu.

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt mit der Be­
gründung, die Beherbergung von Touristen und Skiläufern 
könne auch unter die almwirtschaftlichen Zwecke gerechnet

Tr • r • -
■ww 1 .
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werden« Die anderen Anlieger hätten sich ebenfalls moder­
n is ie r t; sie  hätten also die Steigerung des Kraftfahr­
verkehrs mitverursacht«

Das Landgericht s te l l te  durch (üeilurteil fe s t, daß 
der Kläger berechtigt se i, die Benutzung der polizeieige­
nen Zufahrtstraße für sämtliche Kraftfahrzeuge der Beklag- ' 
ten, ih re r Angehörigen, Lieferanten und Gäste zu sperren« 
Ferner v eru rte ilte  es die Beklagte zur Entfernung des 
Vermerkes »Autozufahrt».

Im zweiten Hechtszug hat die Beklagte ein Notwegrecht 
geltend gemacht, weil eine andere Wegverbindung zur Quer­
alpenstraße nicht vorhanden se i und auch nicht geschaffen 
werden könne«

Der Kläger hat beantragt, die Berufung der Beklagten 
zurückzuweisen mit der Einschränkung, daß Nr. 2 des Klage­
antrags gefaßt werde:

2« a) Es wird fe s tg e s te llt , daß der Kläger berechtigt 
i s t ,  die Benutzung der polizeieigenen Zufahrt­
straße (Pl«Nr. 1713 1/3 der Stgd. Niederaudorf) 
fü r sämtliche Kraftfahrzeuge mit Ausnahme der 
Kraftfahrzeuge der Beklagten und ih re r Lieferan­
ten zu sperren;

b) es wird fe s tg e s te llt , daß die Beklagte an den 
Kläger für die Benutzung der unter a) bezeich­
ne ten Zufahrtstraße durch Kraftfahrzeuge der 
Beklagten und ih rer Lieferanten eine nach dem 
Ermessen des Gerichts festzusetzende, jährlich 
im voraus zu bezahlende Notwegrente zu entrich­
ten hat;



c) die Beklagte wird v e ru rte ilt , an den Kläger 
als Nptwegrente fü r die Zeit vom 1. Januar 1951 
bis 31- Dezember 1954 einen nach dem Ermessen 
des Gerichts festzusetzenden Betrag zu bezah­
len«

Hilfsweise hat er für den F all, daß dem Antrag zu 
2 a) nicht stattgegeben werde, folgenden Antrag ge­
s t e l l t :

Es wird fe s tg e s te llt, daß die Beklagte an den Klä­
ger für die Benutzung der polizeieigenen Zufahrt­
straße ........ durch Kraftfahrzeuge der Beklagten,
ih re r Angehörigen, Lieferanten und Gäste sowie 
sonstiger Privatpassanten eine nach dem Ermessen 
des Gerichts festzusetzende, jährlich  im voraus 
zu bezahlende Notwegrente zu entrichten hat«

Die Beklagte hat mit ih rer Berufung zum Hautpantrag 
des Klägers die Aufhebung des E rstu rte ils  und Klagabwei­
sung beantragt« Gegen eine Notwegrente mit Ausnahme der 
Zahlung fü r die Benutzung durch sonstige Privatpassanten 
hat sie  keinen Einwand erhoben«

w Das Oberlandesgericht hat durch P eil- und Zwischenur­
te i l  •!, das P e ilu rte il des Landgerichts aufgehoben« Es hat 
erkannt: II.

I I .  "Die Klage wird abgewiesen, soweit mit ih r  die 
Feststellung der Berechtigung des Klägers, die 
Benutzung der polizeieigenen Zufahrtstraße PINr« 
1713 l/3  der Steüergemeinde N flH H H H Ifü r  
sämtliche Kraftfahrzeuge mit Ausnahme der Kraft­
fahrzeuge der Beklagten und ih re r Lieferanten zu 
sperren, sowie die Feststellung der Verpflichtung



-  7 -

der Beklagten zur Zahlung einer Kotwegrente für 
diese eingeschränkte Benutzung, ferner die Ver­
urteilung zur Entfernung des Vermerkes »Autozu­
fa h rt1. auf ihren an der Abzweigung der polizei­
eigenen Straße von der Queralpenstraße stehen­
den Beklameschildem begehrt wird.

I I I .  Die Beklagte hat an den Kläger für die Benutzung
der polizeieigenen Zufahrtstraße .........  durch
Kraftfahrzeuge der Beklagten, ih re r Angehörigen, 
Lieferanten und Gäste eine jährlich im voraus 
zu bezahlende Notwegrente zu entrichten.

IV. Die Entscheidung über die Dauer und die Höhe der 
Beute sowie Über die Kosten b le ib t dem Schlußur­
te i l  Vorbehalten.”

E it der vom Berufungsgericht zugelassenen Bevision 
verfolgt der Kläger seinen Berufungshauptantrag Nr. 2 a) 
und b) weiter.

i
Die Beklagte b i t te t  um Zurückweisung der Bevision. ,

i»
Ente c he i  du ngsgrün dej, *

Das Berufungsgericht führt in den Ente c hei dungs gründen 
seines U rteils aus:

1. Der F reistaa t Bayern sei zu der Klage befugt. Die 
Polizeischule habe s e it  ih rer Errichtung im Jahre 1938 der 
Ausbildung von den Polizeibeamten gedient und werde naoh 
Art. 8 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die Organisation der 
Polizei in  Bayern vom 28. Oktober 1954 (GVB1 S. 245) auch



je tz t noch h ierfür verwendet. Sie gehöre, da die Poli­
zei nunmehr Landeseache se i, zu dem nach Art. 134 Abs. 2 
Gr Gr auf die Länder zu übertragenden fe ile  des Reichs Ver­
mögens. Nach § 6 Abs. 2 des Vors chaltgese fezes vom 21«Juli 
1951 (BGBl I 467) in  Verbindung mit § .1 der Durchführungs­
verordnung zu § 6 vom 26. Ju li 1951 (BGBl I 471) stehe 
die Verwaltung solchen Vermögens den Ländern zu. Der Klä­
ger se i somit zur Prozeßführung legitim iert»

2. Dem Landgericht sei darin zuzustimmen, daß das von 
der Beklagten beanspruchte uneingeschränkte Wegebenutzungs­
recht sich nicht auf die vertraglichen Abmachungen vom 
13* Januar 1938 stützen lasse . Die Beklagte se i zwar als 
Rechtsnachfolgerin der Eheleute S c | H H B  in  die 
Rechte und Pflichten des Vertrages deshalb eingetreten, 
weil in  der von ih r erworbenen Plan-Nr. 1702 eine f e i l f lä ­
che von 0,0703 ha aus der früheren Plan-Nr. 1713 enthal­
ten se i. Das Mitbenutzungsrecht an der polizeieigenen 
Straße beschränke sich aber ausdrücklich auf almwirtschaft­
liche Zweoke, worunter ersich tlich  nur der Betrieb der 
Alm im Sinne der üblichen Sommer- und Weidewirtschaft ge­
meint gewesen se i, nicht aber der Betrieb einer Herberge 
und G aststätte. Daran könne auch die Auslegung nach freu 
und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte nichts än­
dern. Nach dem klaren Wortlaut der Bestimmung se i es gerade 
der Wille der Parteien gewesen, eine Ausweitung des Be­
nutzungsrechts auf den Fremdenverkehr auszuschließen. Die 
Almhütten des bayerischen Alpenvorlands seien auch nicht, 
wie die Beklagte behaupte, durchweg Rast- und Gaststätten 
für fouristen, und selbst wenn sie es wären, würde darun­
te r  der Ausbau zu einem Gasthaus mit Übemachtungszimmern, 
Vollpension und Kaffeebetrieb nicht gehören.

* r~ --
U M
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3» Dem Klagebegehren könne die Beklagte aber ein 
gesetzliches Notwegrecht nach § 917 B6B entgegenhalten» 
Eine ordnungsmäßige Benutzung im Sinne dieser Bestimmung 
könne auch eine neue Benutzungsart sein. Sie müsse nur 
der Umgebung des Grundstücks angemessen sein. Ordnungs­
mäßig sei auch eine Veränderung in der Benutzung, die 
der Eigentümer vornehme, um dem F ortschritt und den An­
forderungen der Zeit und der örtlichen Verhältnisse Rech­
nung zu tragen»

Bas an die Queralpenstraße B flH H B H B t/N flB H B B ft 
angrenzende 9 | | | I B | s e i  nicht nur ein bekanntes Skige­
b ie t, sondern auch ein im Sommer und Herbst vielbesuch­
tes Ziel für Ausflugsgäste und Erholungsuchende» Es se i 
von München aus auch fü r den Wochenendverkehr bequem e r­
reichbar. Die G aststätte der Beklagten liege umgeben von 
einigen anderen Berghäusern, die sioh ebenfalls mehr und 
mehr dem Fremdenverkehr zuwendeten, auf dem sogen» unteren 
S f lH B P  an einer S te lle , die einen besonders schönen 
Blick in die Berge biete und kleinere und gx'ößere Wande­
rungen nach jeder Richtung gestatte» In nächster Nähe 
liege auch der Bau der Folizeischule, der im Sommer als 
Erholungsstätte für die Familien von Polizeibeamten diene» 
Auch diese Gäste besuchten die Gaststätte der Beklagten» 
Bas ganze Gebiet entwickle sich s ich tlich  zu einem Mitel- 
punkt fü r den Ausflug- und Fremdenverkehr» Bie Änderung 
der Benutzungsart der Grafenherbergalm von einer Almhütte 
zur Berggaststätte entspreche daher dem berechtigten 
Erholungsbedürfnis der Bevölkerung und der Natur des dor­
tigen Geländes. Aus der Weidegegend se i an dieser S te lle  
schon heute ein Wintersport- und Fremdenverkehrszentrum 
geworden, dessen Weiterentwicklung in diesem Sinne nicht 
aufzuhalten se i. Bie Benutzung des Grundstücks der Beklag-
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ten als G aststätte mit Kaffoebetrieb und einigen Frern- 
denzimmern für Touristen sei daher als ordnungsmäßig 
im Sinne des § 917 BGB anzusehen.

Die Verbindung mit der Queralpenstraße auf dem poli­
zeieigenen Wege sei notwendig, denn eine andere Möglich­
keit se i nicht gegeben. V/ae den Umfang des Benutzungs­
rechts anlange, so sei es zu erstrecken auf die Beklagte, 
ihre Angehörigen, Lieferanten und Gäste, und zwar ein­
schließlich der Benutzung der Straße mit Kraftfahrzeugen« 
Denn es sei den Ausflüglcrn nach der heutigen Verkehrs- 
Übung nicht zuzumuten, ihren Kraftwagen an der Queral­
penstraße abzustellen und die beträchtliche Wegestrecke 
zur Grafenherberge zu Fuß zurückzulcgen. Die Straße sei 
für einen Verkehr mit Kraftfahrzeugen grundsätzlich ge­
eignet. Baß sie  bei zunehmendem Verkehr überlastet sein 
werde, se i kein Grund, das Kotwegrecht in dem nach § 917 
BGB gerechtfertigten Umfang zu versagen« Ob das Verkehrs­
bedürfnis in Zukunft zu anderen Maßnahmen zwingen werde, 
könne dahingestellt bleiben«

An der Zuerkennung des Kobwegrechts im vorgenannten 
Umfang könne auch der Einwand des Klägers nichts ändern, 
es könnten sich bei Einräumung des Notwegrechts dienst­
liche Nachteile dadurch ergeben, daß die Polizeibeamten 
bei plötzlichem Einsatz nicht rechtzeitig  als Reserve 
herangezogen werden könnten« Nach dem eigenen Vortrag des 
Klägers fänden die Lehrgänge auf der Polizeischule nur 
im Winter s ta t t ,  während im Sommer das Haus Erholungs­
heim fü r Familienangehörige der Polizoibeamten se i. Im 
E rnstfa ll könne überdies die Straße in  wenigen Minuten 
für den Privatverkehr zeitweise gesperrt werden« *

*
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Dem Hauptantrag des Klägers (auf Feststellung der 
Befugnis zur Sperrung fü r Gäste und sonstige P rivat- 
passanten) habe somit nicht stattgegeben werden können, 
wohl aber se i gemäß dem Hilfsantrag auszusprechen gewe­
sen, daß die Beklagte eine Notwegrente zu entrichten 
habe, wobei jedoch eine Zahlungspflicht zu verneinen 
se i, soweit es sich um sonstige (die Beklagte nichts an­
gehende) Privatpassanten handle. Die Entscheidung über 
die Dauer und Höhe der Honte sei dem Schlußux’t e i l  vorzu­
behalten gewesen.

XI 0

Nach der Meinung der Hevision beruht das Berufungs- 
u rte il auf Verstößen gegen materielles und Verfahrensrecht. 
Die Würdigung der Hevisionsrügen ergibt:

1, Die Revision führt Klage darüber, daß das Berufungs 
u r te il  teilw eise unrichtige tatsächliche Feststellungen ent 
halte.

a) Die Ausführung des Berufungsurteils, daß nach dem 
Vortrag des Klägers die Lehrgänge auf der Polizeischule 
nur im Winter stattfänden, se i i r r ig ,  da der Kläger -  was 
z u tr if f t -  led ig lich  vorgetragen habe,, die Schule diene 
während der -  nur einen Teil des Sommers ausmachenden -  
Urlaubspause als Ferienheim für Angehörige von Polizei­
beamten.

b) Unrichtig sei auch, daß die den Gasthof der Be­
klagten umgebenden Häuser sich mehr und mehr dem Fremden­
verkehr zuwendeten. Mit Ausnahme des neu errich teten  Gast­
hauses Rieder- oder Brenneralm dienten die übrigen Häuser 
nach wie vor dem reinen Almbetrieb odex* nichtgewerbsmäßigen
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Betrieben als Aufentbaltsräume, nämlich in einem Hause 
für die Angehörigen der Firma Affe? in  dem anderen für 
die Angehörigen eines In stitu ts  der Technischen Hoch­
schule München (Professor BflHK) • Bas Gesamtgebiet 
diene noch wie vor zwanzig Jahre ganz überwiegend der 
Almwirtschaft, weil die Weiden für die sie benutzenden 
Bauernhöfe (im Tal) unentbehrlich seien» Sin Fremdenver­
kehrszentrum wie z.B. Ruhpolding oder das Tegernseer Tal 
sei das Gebiet des unteren S d H H N  nicht und werde es 
auch in  den nächsten JahrzehntenJ n ich t werden«

Wegen des Sachverhalt zu a) hat der Kläger eine Tafcbe- 
etandsberichtigung beantragt, die das Berufungsgericht mit 
Beschluß vom 16» Mai 1956 abgelehnt hat« Einen den zu b) 
dargestellten Sachverhalt betreffenden Berichtigungsantrag 
hat der Kläger zurttckgenommen«

Wenn demnach die Revision b i t te t  nachzuprttfen, ob das 
Berufungsgericht nicht § 320 ZPO verkannt habe, so könnte 
das überhaupt nur für den Beschluß vom 16* Mai 1956 zu­
treffen . Bes Rechtsmittel der Revision rich te t sich je­
doch nur gegen das U rteil, so daß eine Nachprüfung des Be­
schlusses im gegenwärtigen Verfahren schon deswegen ausge­
schlossen ist«

2. Ber Kläger hatte im Berufungsrechts zug -  Schrift­
satz vom 4« Oktober 1955 S. 3 -  geltend gemacht, die Ehe­
leute SoflB H B IB fc, Voroigentümor des Anwesens der Be­
klagten, hätten auf ein etwaiges.Kotwegrecht dadurch ver­
zichtet, daß in  dem Vertrag vom 13» Januar 1938 (Kauf des 
Geländes der Polizeischule durch den Kläger) bestimmt se i, 
die Verkäufer und ihre Eigentumsnachfolger dürften die 
neue Straße mitbenutzen, jedoch nur fü r almwirtsohaftliohe

r - -
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Zwecke« Die Revision vermißt im Berufungsurteil eine 
Würdigung dieses rechtlichen Gesichtspunktes und sieht 
darin die fehlende Begründung für einen selbständigen 
Einwand gegen das Klagebegehren, worin ein absoluter 
Revisionsgrund liege (§ 551 Nr. 7 ZPO). Diese Rüge g re if t 
nicht durch.

Zwar verbescheidet das Berufungsurteil diesen Ein­
wand nicht ausdrücklich, es behandelt jedoch gerade die 
in Frage stehende Vertragsbestimmung ausführlich und legt 
ihren Sinn dar. Wenn das Berufungsgericht im unmittelba­
ren Anschluß dann’ ausführt, der Beklagten stehe das ge­
setzliche  Notwegrecht zu, so muß dies als eine Ablehnung 
der vom Kläger verfochtenen Auslegung der Bestimmung als 
eines Verzichts auf das Notwegreoht verstanden werden.

3. Die Revision macht weiter als Frozeßverstoß gel­
tend, daß das Ergebnis des vom Berufungsgericht am 4. Ju li 
1935 eingenommenen Augenscheins weder im Termins Protokoll 
noch im Berufungsurteil wiedergegeben se i. Der Termin auf 
der Grafenherbergalm war aber kein Augenscheins-, sondern 
nur ein Sühnetermin. Abgesehen davon müßte wegen des Feh­
lens einer Feststellung Über das Ergebnis der Besichti­
gung nicht, wie die Revision meint, für die Revisionsin­
stanz u n te rs te llt  werden, daß die Beklagte in  der Bage se i, 
in  ähnlicher Weise wie der Kläger auf den Zwischengrund­
stücken eine fü r ihre Zwecke erforderliche Verbittdungs­
straße zu erstellen»

• . 1. * .... • • . Die Beklagte hatte be­
hauptet (Schriftsatz vom 8. Januar 1955 und vom 20. Okto­
ber 1955 S. 4) > v j  eine andere Wegverbindung zur Queral­
penstraße se i nicht vorhanden und eine Neuanlage nicht
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nur unzweckmäßig, sondern völlig  ausgeschlossen. Diese 
Behauptung hat der Kläger nicht bestritten» Da insoweit 
kein S tre it bestand, bedurfte es keines Beweises, somit 
auch nicht des Beweismittels des Augenscheins. Es feh lt 
damit auch an einem tatsächlichen Vorbringen des Klägers, 
das im gegenwärtigen Rechtszug bei der rechtlichen Prü­
fung zu seinen Gunsten als rich tig  u n to rs te llt werden 
müßte» Vielmehr i s t  die Ausführung des Berufungsgerichts, 
daß die Verbindung mit der Queralpenstraße auf dem poli­
zeieigenen Wege notwendig se i, weil eine andere Möglich­
keit nicht gegeben se i, dahin auszulegen, daß eine solche 
Möglichkeit auch nicht geschaffen werden kann«

4« Die Revision wendet sich, wie bereits ober zu 1 a) 
ausgeführt, gegen die Auffassung des Berufungsgerichts, daß 
das Gebiet, in dem die Gaststätte der Beklagten lie g t, ein 
FremdenverkehrsZentrum, ein Mittelpunkt für den Fremden- 
und Aus flugs verkehr se i. Wenn die Revision hierzu geltend 
macht, das h ie r in Betracht kommende Gebiet s e i  mit Ruhpol- 
ding, dem Tegernseer Tal, Waging und ähnlichen Fremdenver- 
kehrsorten nicht zu vergleichen, bo  mag dies zutreffen.
Bei jenen Orten handelt es sich um für'.den Fremdenverkehr 
ganz besonders bedeutende Plätze. Der Ausdruck "ein M ittel­
punkt für den Ausflugs- und Fremdenverkehr" i s t  jedoch 
nicht 3charf Umrissen. Der Ausflugs- und Fremdenverkehr 
kann auch geringeren Umfang haben» Unbestrittenermaßen ste­
hen in  unmittelbarer Rachbarschaft des Anwesender Beklag­
ten ein weiteres Gats haus (Rieder- oder Brenneralm), ein 
Erholungsheim eines In stitu ts  der Technischen Hochschule' 
M 0B B , ein gleiches der Firma A^B> die Polizeisohule, 
die zeitweise als Ferienheim veiwondet wird, sowie einige 
Wochenendhäuser« Auch soweit es sich nicht um gewerbsmä­
ßige Beherbergung handelt, dienen die Häuser doch dem 
Fremdenverkehr, da s ie  die Anwesenheit von Gästen ermögli-

* r*
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chen, die nichtortsansässig eind, sondern sich zu Erho­
lungszwecken in  das Gebiet begeben und dort aufhalten.
Es i s t  daher nicht ersich tlich , inwiefern das Berufungs­
gericht hier offenkundige Tatsachen oder Begriffe oder 
auch Erfahrungssätze verkannt haben so llte , wie die Re­
vision geltend macht«

Ebensowenig oblag, auch im Gegensatz zu der Auffas­
sung der Revision, dem Berufungsgericht bei d ieser Sachla­
ge die P flich t gemäß § 159 ZPO, dem Kläger Gelegenheit 
zu geben, Zeugen dafür zu benennen, daß auf den umliegen­
den Häusern keine gewerbsmäßige Wirtschaft betrieben werde 
oder daß s ie  überhaupt nur der reinen Almwirtschaft dien­
ten. Dasselbe g i l t  für die Benennung von Sachverständi­
gen dafür, daß bei dem Gebiet, in dem die Häuser der Par­
teien liegendes sich um kein Fremdenverkehrs Zentrum hand­
le . Schließlich i s t  auch nicht von entscheidender Bedeu­
tung, daß das Berufungsgericht irrigerweise der Meinung 
war, die Polizeikurse seien nur im Winter im Gange und das 
Gebäude der Schule diene den ganzen Sommer dem Ferienbe­
trieb , da es sich nur um einen, für die Charakterisierung 
des Gebietes nicht ausschlaggebenden Umstand unter einer 
größeren Zahl handelt.

5. Das Berufungsgericht s t e l l t  schon nach der eben zu 
4 behandelten Entwidklung des h ier in Frage kommenden Ge­
bietes ohne Rechtsirrtum fe s t, daß die Benutzung des Grund­
stücks der Beklagten als Gaststätte mit Kaffeebetrieb und 

einigen Fremdenzimmern für Touristen*ordnungsmäßig. \  im 
Sinne des § 917 BGB i s t .  Der Kläger hat das auch anerkannt, 
da er das Befahren der polizeieigenen Straße durch Kraft­
fahrzeuge der Beklagten selbst und ih re r Idef eranten ge­
s ta tten  w ill, Fahrten, ohne die der Betrieb des Berggasthofs
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kaum möglich wäre. Die noch s tr i t t ig e  Kernfrage des Pro­
zesses i s t  es aber, ob der Kläger auch dulden muß, daß 
die Gäste auf der polizeieigenen Straße zum Almgasthof 
mit Kraftfahrzeugen fahren. Das Berufungsgericht bejaht 
die Präge mit der Erwägung, nach der heutigen Verkehrs- 
Übung sei es den Ausflüglern nicht zuzumuten, ihren Kraft­
wagen an der Queralpenstraße abzustellen und die beträcht­
liche Wegstrecke zur Grafenherbergalm zu Fuß zurttckzulegen. 
Diese Begründung reicht jedoch nicht aus. Abzustellen 
i s t  nicht auf das Interesse der Besucher, sondern darauf, 
ob zur ordnungsmäßigen Führung des Berggasthofs die fre ie  
Zufahrt von Gästen mit Kraftfahrzeugen unerläßlich i s t .

Mit Hecht weist die Bevision auf die Erfahrungstat­
sache hin, daß Almgasthäuser in der Hegel ihren Besuchern 
nicht die Möglichkeit bieten, bis an das Haus se lbst mib 
dem Kraftfahrzeug zu kommen, wenngleich dies vereinzelt 
-  manchmal durch die Notwendigkeit besonderer p o lize ili­
cher Erlaubnis beschränkt -  der F all i s t .  Häufig besteht 
nur die Möglichkeit, bis zu einem bestimmten Punkt sich 
des Kraftfahrzeugs zu bedienen, von dem an unter Zurücklas­
sung des Fahrzeugs der Best des Weges zu Fuß zurückgclegt 
werden muß, mag auch die Zufuhr von Vorräten h ier und da 
mit Traktoron oder dergl. bis. zum Berggasthaus möglich 
sein . Dazu kommt, daß tro tz  der zunehmenden Motorisierung 
bereits eine Gegenströmung zu bemerken i s t ,  dahingehend, 
daß in  wachsender Zahl Erholungsuchende ruhige Plätze be­
vorzugen, die keinen oder nur geringen Kraftverkehr auf­
weisen, Solche Erholungsuchende empfinden es nicht eis Zu­
mutung, eine Strecke von nicht ganz zwei Kilometern s te i­
gen zu sollen, um einen schönen und ruhigen Punkt wie die 
G aststätte der Beklagten zu erreichen«
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Daß Übernachtungsgäste ih r Fahrzeug nicht gerne 
entfernt stehen lassen, insbesondere aus Sicherheits­
gründen, i s t  zuzugeben. Da cs sich jedoch nach der Fest­
stellung des Berufungsgerichts im Betrieb der Beklagten 
nur um einige Fremdenzimmer fü r Touristen handelt, i s t  
eine Ausnahme von der sonst gebotenen Regelung für Über­
nacht ungsgäste mit Kraftfahrzeug nicht gerech tfertig t.

Rieht zu verkennen is t  f re ilich , daß die Queralpen­
straße Kraftfahrzeuge besonders anlockt. Sine derartige 
Straße verändert aber deswegen doch nicht den Charakter 
einer Gebirgsgegend derart, daß den die Straße benutzen­
den Kraftfahrzeugbesitzem die Zufahrt zu einzelnen im 
.Berggelände liegenden Gasthäusern im Interesse des Betriebs 
dieser Unternehmen eröffnet werden müßte. Denn nach der Na­

tu r einer Berglandschaft muß fü r Behausungen, die dort 
in nioht unbeträchtlicher Entfernung von der öffentlichen 
Straße (1,8 km) gelegen sind, die Erreichbarkeit durch 
Kraftfahrzeuge noch immer als die Ausnahme betrachtet wer­
den. Führt daher unter Umständen wie den h ier gegebenen 
eine unbefestigte Privatstraße mit schwachem Unterbau 
und geringer Breite als einzig mögliche Verbindung zu e i­
nigen bewohnten Häusern, so mag das einen Anspruch auf 
Zulassung von Kraftfahrzeugen der Anlieger se lbst und a l­
len fa lls  ih re r Lieferanten rechtfertigen, begründet aber 
keine Notwendigkeit und kein Recht auf Zufahrt von Kraft­
fahrzeugen von Besuchern zu diesen Häusern.

Bei d ieser Sachlage i s t  nicht festzuste llen , daß das 
Notwegrecht der Beklagten die Zufahrt von Gästen zu ihrem 
Almgasthof mit umfaßt. Demnach i s t ,  was die Feststellung 
der Sperrbefugnis des Klägers anlangt, die Berufung der 
Beklagten nur insoweit begründet, als die Sperrbefugnis 
für Kraftfahrzeuge der Beklagten und ih rer Lieferanten zu
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verneinen ist«  Insov/eit hat auch der Kläger seinen Klage­
antrag im zweiten Rechtszug eingeschränkte Dementspre­
chend war demgegenüber dem -  von seinen Standpunkt aus 
berechtigten -  weitergehendon Ausspruch des Berufungs- 
rich ters die Verpflichtung zur Entrichtung einer -  im 
weiteren Verfahren noch festzusetzenden -  Notwegrente 
auf die Entschädigung fü r die Benutzung durch Kraftfahr­
zeuge der Beklagten und ih rer Lieferanten zu begrenzen«

Unerörtert konnten die weiteren Rügen der Revision 
bleiben, daß die öffentlichen Belange -  Behinderung der 
Polizei bei eiligem Einsatz -  vom Berufungsgericht nicht 
rich tig  gewürdigt worden seien und, daß die Beklagte 
nicht einen erst zu schaffenden Notweg in Anspruch nehme, 
sondern ohne oigene Kapitalbeteiligung und ohne entspre­
chende Beteiligung an den Unterhaltungskosten nur einen 
vom Kläger errichteten Kunstbau für eigene Zwecke be­
nützen wolle«

Da der Vermerk "Autozufabrt1' auf den Reklameschil- 
dem geeignet i s t ,  die unzulässige .Zufahrt von Fahrzeu­
gen auf der polzeieigenen *. Straße zu fördern, hat das 
Landgericht die Beklagte mit Recht zur Beseitigung dieser 
Eigentumsstörung v e ru rte ilt (§ 1004 BOB)« Die.Berufung 
der Beklagten hatte auch insoweit keinen Erfolg«

r * *'*. •t
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I l l e

Nach alledem war das Berufungsurteil in  Nr. I bis 
I II  aufzuheben und zu entscheiden wie geschehen.

Dr. fasche Dr. Htickinghaus Schuster
Dr* FreitagRothe
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